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cheh./t.g./fink. BeIrut/Brüssel/
tel avIv. am grenzübergang rafah
zwischen Ägypten und dem südlichen
gazastreifen haben am Donnerstag die
vorbereitungen für die lieferung huma-
nitärer hilfe in den küstenstreifen begon-
nen. laut agenturberichten wurden dort
von Ägyptern schäden beseitigt, die
durch israelische luftangriffe verursacht
worden waren. am grenzübergang stan-
den zudem hunderte lastwagen mit
hilfsgütern bereit. voraussichtlich ab die-
sem freitag sollen zunächst 20 fahrzeuge
den grenzübergang passieren dürfen.

außenministerin annalena Baerbock
(grüne) erklärte am Donnerstag zum
auftakt einer reise nach Jordanien, Is-
rael und libanon: „unsere unverbrüchli-
che solidarität gilt Israel im kampf gegen
die hamas. Israel hat das recht, sich
gegen den hamas-terror zu verteidigen –
in dem rahmen, den das völkerrecht für

solche ausnahmesituationen vorgibt.“ es
sei das „perfide kalkül“ der hamas, die
Zivilisten „tod, not und leid auszuset-
zen, um den nährboden für weiteren ter-
rorismus zu schaffen“. verteidigungsmi-
nister Boris Pistorius (sPD) hat Israel in
tel aviv am Donnerstag die volle weitere
unterstützung Deutschlands zugesichert.
vordringlichste aufgabe sei es, eine frei-
lassung der verschleppten zu erreichen,
sagte er bei einem treffen mit seinem
amtskollegen Joav galant.

In einer am Donnerstag mit großer
Mehrheit verabschiedeten entschließung
des europäischen Parlaments in straß-
burg hieß es, alle Maßnahmen Israels
müssten strikt mit dem humanitären völ-
kerrecht vereinbar sein. Die abgeordne-
ten bekundeten zudem ihre unterstüt-
zung für Israel und bekräftigen, „dass die
terroristische vereinigung hamas zer-
schlagen werden muss“.

Israel hat im Zuge einer amerikanisch-
ägyptischen Initiative zugestimmt, die
lieferung von Wasser, lebensmitteln und
Medikamenten nicht zu behindern, so-
lange diese ausschließlich Zivilisten im
süden des gazastreifens erreichen. Dafür
steht der israelische Ministerpräsident
Benjamin netanjahu innenpolitisch zu-
nehmend unter Druck. vertreter der gei-
sel-organisation „Bring them back
home“ kritisierten die geplante Öffnung
des grenzübergangs als „schreckliche
entscheidung“.

Indes mehren sich Zweifel an der Dar-
stellung der hamas, wonach bei der ex-
plosion am al-ahli-krankenhaus in gaza
am Dienstag hunderte Menschen getötet
worden seien. europäische geheim-
dienstkreise schätzten die Zahl der toten
am Mittwoch laut nachrichtenagentur
afP auf etwa zehn bis 50. (Siehe Seiten 2
und 10 sowie Feuilleton, Seite 15.)

Ägypten will Grenzübergang nach
Gaza für Hilfsgüter öffnen
Baerbock: sehen leid der Palästinenser / Zweifel an todeszahl nach explosion

Briefe an die Herausgeber, Seite 6

Wird die digitale Währung
das Bargeld ersetzen, und wie
funktioniert sie? fragen und
antworten.
Wirtschaft, Seite 17

Der digitale Euro kommt

Marcos kremer musste viele
rückschläge verkraften. nun
soll er die „Pumas“ zum
WM-titel im rugby führen.
Sport, Seite 32

Wie Herkules und Obelix

In Österreich sinken jetzt die
Immobilienpreise. Doch
gerade junge Menschen treffen
härtere kreditrichtlinien.
Immobilien, Seite 21

Ein Haus voraus

job. BerlIn. Bundesinnenministerin
nancy faeser (sPD) will ein realistische-
res Bild über das ausmaß antisemitischer
straftaten mit ausländischem oder reli-
giösem hintergrund gewinnen. Zu die-
sem Zweck werde sie sich „in den zustän-
digen gremien dafür einsetzen“, die
erfassungskriterien für die kriminalitäts-
statistik zu verändern, erfuhr die f.a.Z.
aus dem Bundesinnenministerium. Bis-
her galt zwischen dem Bundeskriminal-
amt und den landeskriminalämtern die
vereinbarung, „fremdenfeindliche sowie
antisemitische straftaten dem Phäno-
menbereich rechts zuzuordnen, wenn
sich aus den umständen der tat und/oder
der einstellung des täters keine gegentei-
ligen anhaltspunkte zur tätermotivation
ergeben“.

Die jüngste verfügbare statistik für das
Jahr 2022 zählt nur 105 antisemitische

straftaten auf, die nachweislich mit „aus-
ländischer oder religiöser Ideologie“ in
Zusammenhang standen, und acht straf-
taten, die dem Phänomenbereich links
zugeordnet wurden. Dagegen wurden
2185 straftaten dem Phänomenbereich
rechts zugeschrieben.

Im Innenministerium wird die ange-
strebte streichung der „sonderregel“ mit
der veränderten lage seit dem terroran-
griff der hamas auf Israel begründet. Die
regel sei „in der vergangenheit ange-
messen gewesen, um sicherzustellen,
dass antisemitische und fremdenfeindli-
che straftaten als solche erfasst und rich-
tig zugeordnet werden“, heißt es. gleich-
wohl vertrete das Ministerium die auf-
fassung, dass es „keinen Bedarf mehr für
die sonderregelung gibt“, da die Polizei-
behörden inzwischen „umfassend für die
thematik sensibilisiert“ seien. Zudem

bestehe bei einer fortführung der son-
derregel „die gefahr von Missverständ-
nissen und fehlinterpretationen“.

Warum bisher antisemitische straftaten
als rechts eingestuft werden, wenn keine
klaren hintergründe vorliegen, ist nicht
ganz ersichtlich. Im Ministerium heißt es,
viele länder hätten es vermutlich als
„nicht zufriedenstellend“ empfunden,
wenn zu viele antisemitische straftaten
unter der ebenfalls vorhandenen rubrik
„nicht zuzuordnen“ aufgeführt worden
wären. Die streichung der sogenannten
sonderregel muss von der arbeitsgruppe
Qualitätskontrolle beschlossen werden,
an der vertreter des Bundeskriminalamts
und der landeskriminalämter teilneh-
men. Die runde trifft sich ein- bis zwei-
mal im Jahr. Mit der neuen statistik ist
frühestens 2024 zu rechnen, heißt es im
Innenministerium. (Kommentar Seite 10.)

Neue Erfassung antisemitischer Straftaten
Innenministerium will religiöse und ausländische hintergründe genauer abbilden

Die rolling stones kennen kei-
nen ruhestand. Ihr vermutlich
letztes album hat nur einen
Makel: seine Makellosigkeit.
Feuilleton, Seite 13

Drei glorreiche Halunken

Die rechte svP setzt im
schweizer Wahlkampf auf
eindeutige Motive. Damit war
sie schon einmal erfolgreich.
Politik, Seite 6

Der Messermann ist zurück

I st es tatsächlich eine „neue Di-
mension“ der Judenfeindlichkeit,
die Deutschland erlebt, wie die

grünen-Politikerin lamya kaddor
sagt? oder ist es nicht vielmehr eine
Dimension, die seit langem bekannt
ist, die aber den deutschen staat und
seine gesellschaft so sehr in verle-
genheit bringt, dass sie immer wieder
als neu bezeichnet wird? Denn sonst
müsste man sich eingestehen, dass
bei aller empörung und bei allem
entsetzen über antisemitische aus-
schreitungen wie jetzt nach dem
Brandanschlag auf eine jüdische syn-
agoge in Berlin alles beim alten
bleibt. Wird sich jetzt etwas ändern?

es ist kein gutes Zeichen, dass Is-
lamverbände erst tagelang dazu auf-
gerufen werden müssen, zum hamas-
Massaker in Israel eindeutig stellung
zu beziehen. Was dabei herausgekom-
men ist, spricht für sich selbst. Millî
görüş rechtfertigte sich damit, dass
der verband den terror in Israel „zu-
nächst nicht richtig einordnen“ konn-
te. Die türkische DItIB beschwert
sich gar, dass sie „erst zu einer richti-
gen Positionierung ermahnt werden“
musste. Der Zentralrat der Muslime
verurteilte die „Instrumentalisierung“
des palästinensischen Befreiungs-
kampfs durch terroristen, lenkte den
Blick aber sogleich auf die „zutiefst
verstörende“ Politik Israels.

Was will man von solchen verbän-
den, den wichtigsten ansprechpart-
nern in Deutschland für die Mei-
nungsbildung unter Muslimen, hal-
ten? es hat anläufe gegeben, ihnen
ihre rolle als „zivilgesellschaftliche“
Integratoren begreiflich zu machen,
der wohl wichtigste waren die Islam-
konferenzen. Was Israel angeht, beißt
die deutsche Politik aber auf granit,
und es ist fast schon ein trost, dass die
zahlreichen Islamverbände selbst zu-
sammengenommen nur einen Bruch-
teil der in Deutschland lebenden Mus-
lime vertreten.

Was will man von ihnen aber auch
erwarten? glaubt man deutschen
Politikern bis hinauf zum Bundesprä-
sidenten, ist jede einwanderung nach
Deutschland auch mit der Pflicht ver-
bunden, in die deutsche erinnerungs-
kultur einzuwandern. Das müsste be-
deuten, dass einwanderer aus musli-
mischen ländern dem dort zum teil
tief sitzenden hass auf Juden und den
staat Israel beim grenzübertritt ab-
schwören, die israelfeindlichen Brü-
cken in ihre heimatkultur abbrechen
und ihren kindern das gegenteil des-
sen beibringen, was ihnen selbst bei-
gebracht wurde. Wenn leitkultur
durchzusetzen oder auch nur zu kom-
munizieren schon schwierig genug ist,
warum sollte sie in diesem fall so
selbstverständlich sein? es ist deut-
sche selbstüberschätzung, das zu ver-
langen und an die reinigende kraft
deutscher geschichtspolitik zu glau-
ben. Islamverbände und Moscheever-

Von Jasper von Altenbockum

Ergebnis linker Willkommenskultur

eine sind der beste Beweis dafür, dass
es eine Illusion ist, importierter anti-
semitismus lasse sich so bekämpfen
wie der hausgemachte.

Zum kampf gegen den hausge-
machten gehört zudem, dass der im-
portierte antisemitismus gerne relati-
viert wird. auch jetzt heißt es wieder,
mit der empörung über den antise-
mitismus, der ins land einwandere,
dürfe nicht vom „eigenen“ antisemi-
tismus abgelenkt werden. aber wer
will das? und ist es nicht eher umge-
kehrt? Deutsche Politiker und deut-
sche Behörden sind bis heute nicht
einmal in der lage, die beiden spiel-
arten auseinanderzuhalten. Die Da-
vidsterne, die jetzt an die haustüren
jüdischer Bürger geschmiert wurden,
landen in der statistik im Zweifel im

kapitel über rechtsextremismus.
Migrantische, „antikolonialistische“,
linksradikale hintergründe von anti-
semitismus ließen sich auf dem Weg
dieser statistischen vertuschung über
Jahrzehnte verharmlosen. Im falle
der Palästinenser ist das leicht zu er-
klären: Deren Befreiungskampf ge-
hört seit jeher zur westdeutschen (lin-
ken) Willkommenskultur.

verhindern ließ sich dadurch auch
eine Debatte darüber, was denn sinn-
vollerweise zu tun sei. annalena
Baerbock versicherte, die „ganze
kraft des staates“ werde sich jetzt
gegen hamas-freundlichen antisemi-
tismus richten. schon kommen aber
die üblichen, berechtigten einwände:
ausweisungen ja – aber wohin? ver-
bote ja – aber wie wirkungsvoll sind
sie? strafen ja – aber wie oft werden
sie tatsächlich verhängt? es bleiben
oft nur appelle an sozialarbeit und
antirassismus-training oder leerfor-
meln wie „nie wieder ist jetzt“. Die
ganze kraft, das sind die ohnehin
überlasteten schultern der lehrkräfte
an deutschen schulen, die im kampf
gegen nahöstlichen antisemitismus
eine sisyphosarbeit zu leisten haben.

Wenn tatsächlich die ganze kraft
des staates gemeint wäre, dann müss-
te Deutschland die kraft haben, seine
Migrationspolitik umzustellen. ein-
wanderung von antisemitismus lässt
sich nur verhindern, indem er nicht
einwandern darf. Die deutsche Politik
spielt aber ausgerechnet hier das eine
grundrecht, das auf asyl, gegen an-
dere aus. Die lösung wären kontin-
gente. Davon ist aber Deutschland, ist
europa weit entfernt. nur das aber,
ein vertretbares Maß an einwande-
rung aus muslimischen ländern, wäre
eine neue Dimension.

es ist eine Illusion, dass
Migranten nicht mehr
antisemitisch sind, weil
die Deutschen es wollen.

S ahra Wagenknecht setzt ihre
salamitaktik zur Zerstörung der
linkspartei fort. scheibchen-

weise bereitet sie die Öffentlichkeit
und die ohnmächtige Parteiführung
auf die gründung einer eigenen
truppe vor, die sogar ihren namen
tragen soll. Denn als Marke ist
Wagenknecht wie keine andere lin-
ken-Politikerin dank unzähliger talk-
showauftritte und eines als abrech-
nung mit linkem lifestyle geschriebe-
nen Bestsellers bundesweit bekannt
bis populär.

Ihre getreuen haben die Meldung
lanciert, dass die noch-linken-Bun-
destagsabgeordnete am Montag vor
der sicher äußerst gut besuchten Bun-
despressekonferenz in Berlin einen
verein zwecks gründung einer neuen
Partei vorstellen wird. Man kann die
Wahl des vereins- und auch wahr-
scheinlichen Parteinamens „BsW –
Bündnis sahra Wagenknecht – für
vernunft und gerechtigkeit“ und das
rücksichtslos-kühle vorgehen gegen
die linken-spitze mit recht als „ego-
trip“ geißeln. so hat es in hilflosem
Zorn Janine Wissler getan, die Partei-

vorsitzende und trümmerfrau der
linkspartei. es ist ein egotrip, der vor
allem die bisherige Bundestagsfrak-
tion ins Mark trifft, die bald zum par-
lamentarischen status einer gruppe
degradiert werden könnte. Denn Wa-
genknecht und mehrere abgeordnete,
die ihr wohl folgen werden, haben
nicht vor, ihre Bundestagsmandate
aufzugeben, wie es Wissler als gebot
des anstands fordert. Der fraktions-
status wäre bei einem auszug ihrer
unterstützer verloren.

ob die fixierung der künftigen Par-
tei auf die strahlkraft Wagenknechts
ein nachteil sein muss, wird sich erst
bei der europawahl im frühjahr zei-
gen. Dann muss Wagenknecht bewei-
sen, dass ihre schwäche beim organi-
sieren von anderen ausgeglichen wer-
den kann. Wie ihr Mann oskar
lafontaine bietet sie ein Programm,
das sozialpolitisch klassisch links und
gesellschaftspolitisch nationalkonser-
vativ schimmert. es wäre vor allem
ein angebot an frühere linken- und
sPD-Wähler, die derzeit die afD wäh-
len. nun gibt es bald eine linkspopu-
listische alternative für sie.

Von Thomas Holl

Linksalternative Wagenknecht

Für Gaza: Hilfsgüter am Donnerstag am Flughafen Dubai foto afP

Der terror der hamas gegen
Israel hat eine vorgeschichte,
die bis in die Zeit des Zweiten
Weltkriegs zurückreicht.
Feuilleton, Seite 11

Die böse Saat des
Muftis al-Husseini

sat. WashIngton. nachdem der
amerikanische republikaner Jim Jor-
dan zweimal bei der Wahl zum spre-
cher des repräsentantenhauses an
gegnern aus der eigenen fraktion
gescheitert ist, hat er sich am Don-
nerstag dafür ausgesprochen, Inte-
rimssprecher Patrick Mchenry mit
mehr kompetenzen auszustatten.
Mchenry solle in die lage versetzt
werden, wichtige gesetzesvorhaben
auf den Weg zu bringen, etwa die Mi-
litärhilfe für Israel und einen neuen
Bundeshaushalt. Mchenry soll die
erste kongresskammer nach Jordans
vorstellungen aber nur übergangs-
weise bis zum 3. Januar führen. Dann
wolle sich Jordan abermals als kan-
didat der fraktion um das amt des
sprechers bewerben, hieß es aus sei-
nem umfeld. er wolle die kommen-
den Monate nutzen, um geschlos-
senheit in seiner fraktion herzustel-
len. am Mittwoch hatte Jordan im
zweiten Wahlgang abermals die nöti-
ge Mehrheit in der ersten kongress-
kammer verfehlt. 22 abgeordnete
aus den eigenen reihen hatten gegen
ihn gestimmt – zwei mehr als am
Dienstag. vor gut zwei Wochen hatte
eine gruppe radikaler republikaner
den bisherigen sprecher kevin Mc-
Carthy gestürzt, weil er einen über-
gangshaushalt mit den stimmen der
Demokraten beschlossen hatte.

Jordan will
Interimslösung
im Kongress
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pca. BerlIn. Deutschland wird eine
fregatte ins Mittelmeer entsenden. Das
schiff soll sich im rahmen der un-Mis-
sion unIfIl an der überwachung des
seeraums vor der libanesischen küste be-
teiligen. Die Baden-Württemberg, die
nach jahrelanger Pannenserie erstmals in
einen auslandseinsatz geschickt wird,
löst dort eine deutsche korvette ab. ver-
teidigungsminister Boris Pistorius (sPD)
ist am Donnerstag zu militärischen kon-
sultationen nach Israel gereist. Zuvor
hatte er sowohl die deutschen un-sol-
daten in libanon als auch die korvette
oldenburg besucht. (Siehe Seite 4.)

t.g. Brüssel. Das europäische Parla-
ment zeichnet in diesem Jahr postum Jina
Mahsa amini sowie die iranische frau-
en-, lebens- und freiheitsbewegung mit
dem sacharow-Preis für geistige freiheit
aus. Man stehe an der seite „der tapferen
und aufständischen, die weiter für
gleichberechtigung, Würde und freiheit
in Iran kämpfen“, teilte die Präsidentin
roberta Metsola zur Begründung mit.
amini war im september 2022 nach kör-
perlicher Misshandlung durch iranische
sicherheitskräfte gestorben. Ihr tod führ-
te zu weitreichenden Protesten. Der Preis
wird am 13. Dezember verliehen.

Deutschland entsendet
Fregatte ins Mittelmeer

Mahsa Amini erhält
postum Sacharow-Preis

f.a.Z. frankfurt. Der vorsitzende
des Zentralrats der Muslime in Deutsch-
land, aiman Mazyek, hat sich vom terror
der hamas in Israel distanziert und trauer
und Mitgefühl für die mehr als 1400 opfer
bekundet. Zugleich beklagte Mazyek in
einem gastbeitrag für die f.a.Z. auch die
bislang mehr als 3000 toten im von Paläs-
tinensern bewohnten gazastreifen durch
israelische Bombenangriffe gegen hamas-
stellungen. „gewalt darf auch nicht mehr
unsere religionen kidnappen“, schreibt
Mazyek. versöhnung sei das gebot der
stunde für frieden in dieser region. (Zeit-
geschehen, Seite 8.)

Zentralrat derMuslime
verurteilt Hamas-Terror

mawy. BerlIn. Die linken-Politikerin
sahra Wagenknecht will Pläne zur er-
warteten gründung einer eigenen Partei
am Montag vorstellen. Das geht aus
einer terminankündigung zur gründung
eines vereins „Bündnis sahra Wagen-
knecht – für vernunft und gerechtig-
keit“ hervor. es wird vermutet, dass der
verein die vorstufe für die gründung der
Partei ist, über die schon lange spekuliert
wird. harald Wolf, der Bundesschatz-
meister der linken, äußerte kritik: „eine
Partei, die komplett auf eine Person aus-
gerichtet ist, hat keine breite Basis“, sag-
te er der f.a.Z. (Siehe Seite 3.)

Wagenknecht stellt
Pläne amMontag vor


